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67. Ordnung zur Änderung der 
Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für das Bistum Trier 

 
 
Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für das Bistum Trier vom 18. Januar 
2008 (KA 2008 Nr. 38), zuletzt geändert am 8. Dezember 2022 (KA 2023 Nr. 15), wird wie 
folgt geändert: 
 
 

I. Änderung der Regelungen der KAVO 
 
 

1. § 20 wird wie folgt geändert: 

a.  Die Protokollerklärungen zu Absatz 2 Satz 2 werden wie folgt geändert: 

 aa. Dem bisherigen Wortlaut der Nummer 1 wird der Satzzähler „1“ vorangestellt.  
bb. Den Wörtern „einschlägiger Berufserfahrung.“ wird folgender neuer Satz 2 an-

gefügt: 
 „2Als Erwerb einer einjährigen einschlägigen Berufserfahrung gilt entsprechend 

auch die fachpraktische Ausbildung im Rahmen einer abgeschlossenen praxisinte-
grierten Ausbildung zur Erzieherin bzw. zum Erzieher nach landesgesetzlichen Re-
gelungen und im Rahmen einer abgeschlossenen praxisintegrierten Ausbildung 
zur Heilerziehungspflegerin bzw. zum Heilerziehungspfleger nach landesgesetzli-
chen Regelungen.“ 

b. In Absatz 2 wird der Satz 3 wie folgt geändert: 

„Verfügt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter über eine einschlägige Berufser-
fahrung von mindestens drei Jahren erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 
3.“ 

c.  Im § 20 Absatz 3 wird der Satz 2 ersatzlos gestrichen. 

 
 

2. Es wird folgender neuer § 36 a eingefügt: 

„§ 36a 
Regenerationstage/Umwandlungstage 

(1) 1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach der Anlage 4c der KAVO eingrup-
piert sind, haben im Kalenderjahr bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeitsbe-
freiung unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 24 (Regenerationstage). 2Wird 
die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der Woche erbracht, 
vermindert sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 3Maß-
geblich für die Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum 
Zeitpunkt der Antragstellung nach Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum 
zwischen der Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag die Vertei-
lung der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch 
auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den Berechnungen 
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nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen halben Regene-
rationstag ergibt, wird er auf einen vollen Regenerationstag aufgerundet; 
Bruchteile von weniger als einem halben Regenerationstag bleiben unberück-
sichtigt. 

Protokollerklärungen zu Absatz1 Satz 1: 
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem Kalen-
derjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt bestan-
den hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 24 Satz 1 genannten Ereignisse und der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 25 Absatz 2 und 3), auch wenn dieser we-
gen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt 
wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld 
nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach 
§ 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.  

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die Wünsche der Mit-
arbeiterinnen bzw. der Mitarbeiter zu berücksichtigen, sofern dem keine drin-
genden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 2Die Mitarbeiterin 
bzw. der Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem 
Dienstgeber geltend zu machen. 3Der Dienstgeber entscheidet über die Gewäh-
rung der Regenerationstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt 
dies der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im gegenseitigen 
Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betriebli-
chen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige 
Gewährung von Regenerationstagen möglich. 5Regenerationstage, für die im 
laufenden Kalenderjahr keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 
6Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen dringender be-
trieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt wor-
den sind, spätestens am 30. September des Folgejahres. ⁷Abweichend von den 
Sätzen 5 und 6 verfallen die Regenerationstage für das Kalenderjahr 2022 spä-
testens am 31. Oktober 2023.  

(3) 1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zu-
lage gemäß Teil II. Ziffer 3 der KAVO haben, können bis zum 31. Oktober des 
laufenden Kalenderjahres in Textform geltend machen, statt der ihnen zu-
stehenden SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung un-
ter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 24 in Anspruch zu nehmen 
(Umwandlungstage). 2Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die erstmalig einen 
Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß Teil II. Ziffer 3 der KAVO erwerben, kön-
nen nach Ablauf von drei Kalendermonaten nach Aufnahme des Arbeitsverhält-
nisses (Neubegründung des Arbeitsverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die 
Geltendmachung der Umwandlungstage für das laufende Kalenderjahr erklä-
ren. 3Die SuE-Zulage wird jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. 
4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem gemäß § 27 Abs. 3 Satz 3 ermittelten 
Stundenentgelt bezogen auf die an dem Umwandlungstag dienstplanmäßig 
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bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 5Besteht zum Zeitpunkt der Be-
antragung kein Dienstplan bzw. keine betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist 
die an dem Umwandlungstag zu leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, 
dass die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche wöchent-
liche Arbeitszeit durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die die Mitarbei-
terin bzw. der Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der 
Umwandlungstag liegt. 6Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat den/die 
Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem gewünschten Zeitpunkt 
der Gewährung in Textform gegenüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 
7Der Dienstgeber entscheidet über die Gewährung der Umwandlungstage bis 
spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies der Mitarbeiterin bzw. dem 
Mitarbeiter in Textform mit. 8Bei der Festlegung der Lage der Umwandlungs-
tage sind die Wünsche der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters zu berücksichti-
gen, sofern dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe 
entgegenstehen. 9Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung 
der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sät-
zen 6 und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen möglich. 
10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr nach Satz 2 be-
antragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis zum Ende des laufen-
den Kalenderjahres. 
 
Protokollerklärung zu Absatz 3: 
 
1Eine Umwandlung der SuE-Zulage ist erstmals ab dem 1. August 2023 möglich. 
2Im Falle der Inanspruchnahme der Umwandlungstage für das Kalenderjahr 
2023 hat die Geltendmachung der Umwandlungstage gemäß Absatz 3 Satz 1 
bis spätestens zum 30.06.2023 zu erfolgen.  

 
Protokollerklärung zu § 36a: 
Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht um 
Urlaubs-/Zusatzurlaubstage.“ 
 
 

3. Es wird folgender neuer § 48 h eingefügt: 
 

„§ 48 h 
Übergangsvorschriften anlässlich der 67. Ordnung 

zur Änderung der KAVO 
 
1Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 31. März  2023 
aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gelten die Regelungen der 67. 
Ordnung zur Änderung der KAVO nur, wenn sie dies bis zum 30. September 2023  
schriftlich beantragen. 2Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spätestens bis 
zum 31. März 2023 aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gelten die 
Regelungen der 67. Ordnung zur Änderung der KAVO nicht. “ 
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II. Änderung der Anhänge zu den Regelungen der KAVO  
 
1. In der Ziffer 1 Buchstabe f wird der Satz 1 wie folgt neu gefasst: 

„1Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Erziehungsdienst werden – soweit gesetz-
liche Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen – im Rahmen 
der regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 
30 Stunden für Zwecke der Vorbereitung und Qualifizierung verwendet.“ 

2. Die Ziffer 3 wird wie folgt neu gefasst: 

„3. Anhang zu § 19 – SuE-Zulage 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach der Anlage 4c der KAVO in einer der Ent-
geltgruppen S 2 bis S 9 eingruppiert sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in 
Höhe von 130,00 Euro.“ 

3. Die bisherige Ziffer „3. bis 5. (nicht besetzt)“ wird geändert in „4. bis 5. (nicht besetzt)“. 

4. Die Ziffer 6 wird ersatzlos gestrichen. 

5. Die bisherige Ziffer „4. bis 5. (nicht besetzt)“ wird geändert in „4. bis 6. (nicht besetzt)“. 
 
 

III. Änderungen der Anlagen zur KAVO  
 

1. Änderung der Anlage 4c der KAVO 
a. Änderung des Teils A der Anlage 4c der KAVO 

aa.      Die Entgeltgruppe S 8a wird wie folgt geändert: 
In der Klammer wird nach der Angabe „Nr. 2“ die Angabe „ , 2a“ eingefügt. 

bb.      Die Entgeltgruppe S 8b wird wie folgt geändert: 
In der Klammer wird nach der Angabe „Nr. 2,“ die Angabe „2a,“ eingefügt. 

cc.      Die Entgeltgruppe S 9 wird wie folgt geändert: 
In der Klammer wird vor der Angabe „Nr. 3,“ die Angabe „2a und“ eingefügt. 

dd.     Die Entgeltgruppe S 13 wird wie folgt geändert: 
In der Klammer wird vor der Angabe „Nr. 3“ die Angabe „2a und“ eingefügt. 

ee.      Die Entgeltgruppe S 15 wird wie folgt geändert: 
In der Klammer wird vor der Angabe „Nr. 3“ die Angabe „2a und“ eingefügt. 

ff.       Die Entgeltgruppe S 16 wird wie folgt geändert: 
In der Klammer wird vor der Angabe „Nr. 3“ die Angabe „2a und“ eingefügt 

gg.      Die Entgeltgruppe S 17 wird wie folgt geändert: 
Nach dem bisherigen Text wird folgender Text eingefügt:  
„(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2a)“ 

 
b. Änderung des Teils B der Anlage 4c der KAVO 

 
Im Teil B der Anlage 4c der KAVO wird nach der Protokollerklärung Nummer 2 fol-
gende neue Protokollerklärung Nummer 2a eingefügt: 



5 

„2a. 1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als 
Praxisanleiterin/Praxisanleiter in der Ausbildung von Erzieherinnen/Erziehern, 
von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern, von Sozialassistentinnen/ 
Sozialassistenten oder von Heilerziehungspflegerinnen/ Heilerziehungspflegern 
übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil 
von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten für die 
Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. 2Die 
Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch 
auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 24 haben.“ 

 
2. Änderung der Anlage 12 der KAVO 

a. Es wird folgender § 15a neu eingefügt: 
 

„§ 15a 
Überleitung in die Anlage 4c der KAVO zum 1. Januar 2023 

(1) 1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des § 15 Abs. 4, Satz 1 der Anlage 12 
der KAVO, die nicht innerhalb der Antragsfrist nach § 15 Abs. 4, Satz 1 ihre Eingrup-
pierung nach der Anlage 4c geltend gemacht haben und die weiterhin Entgelt nach 
der Anlage 4a der KAVO in der bis zum 31.12.2009 gültigen Fassung erhalten, kön-
nen bis zum 30. Juni 2023 (Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung nach der Anlage 4c 
der KAVO schriftlich beantragen. 2Der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2023 zurück.  

(2) 1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht nach Absatz 1 Ge-
brauch machen, erhalten ab dem 1. Januar 2023 Entgelt nach einer der Entgeltgrup-
pen S 8b bzw. S 9, in die sie nach der Anlage 4c der KAVO eingruppiert sind. 2Bei 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nach Satz 1, wird ein Vergleichsentgelt gebildet, 
das aus dem diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern am 31. Dezember 2022 zu-
stehenden Tabellenentgelt, einem am 31. Dezember 2022 ggf. zustehenden Garan-
tiebetrag und einer am 31. Dezember 2022 zustehenden Besitzstandszulage nach § 
6 besteht. 3Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden einer ihrem Vergleichs-
entgelt entsprechenden individuellen Zwischenstufe zugeordnet. 4Zum 1. Januar 
2027 steigen diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die dem Betrag nach 
nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe auf; der weitere Stufenaufstieg 
richtet sich nach § 20 Abs. 3 des Teils I der KAVO. 5Liegt das Vergleichsentgelt nach 
Satz 2 über der höchsten Stufe derjenigen Entgeltgruppe, in die sie nach Satz 1 ein-
gruppiert sind, werden diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer dem Ver-
gleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. 6Werden 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor dem 1. Januar 2027 aus einer individuellen 
Zwischenstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt 
nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens ihrer bisherigen individuellen 
Zwischenstufe entspricht; § 21 Abs. 4b Satz 3 des Teils I der KAVO findet Anwen-
dung. 7Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus einer individuellen Endstufe 
höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach der re-
gulären Stufe bzw. einer erneuten individuellen Endstufe, die mindestens dem Be-
trag ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht; § 21 Abs. 4b Satz 3 des Teils 
I der KAVO findet Anwendung. 8Die individuelle Zwischen- bzw. Endstufe verändert 
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sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für 
die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.  

 
b. Es wird folgender neuer § 15b eingefügt: 

 
„§ 15b 

Besondere Regelungen hinsichtlich der Stufenlaufzeit für  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter Anlage 4c fallen  

und weitere Regelungen 

(1)  1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach der Anlage 4c eingruppiert sind und 
die am 1. Oktober 2024 in Stufe 2 eine Stufenlaufzeit von mehr als zwei Jahren 
absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 3 zugeordnet. 2 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die nach der Anlage 4c eingruppiert sind und die am 1. 
Oktober 2024 in Stufe 3 eine Stufenlaufzeit von mehr als drei Jahren absolviert 
haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 4 zugeordnet. 

(2)  1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b, 
die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jahren 
absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. 2 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b, die am 
1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit von mehr als fünf Jahren absol-
viert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet.  

(3) Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 und 2 gilt, dass die ab dem 1. Ok-
tober 2024 zugeordnete Stufe jeweils neu zu laufen beginnt. 

(4) 1Die Werte der Entgeltgruppe S 9 werden ab dem 1. Oktober 2024 neu gefasst. 
2Dafür verändern sich die folgenden Tabellenwerte bis zum 1. Oktober 2024 bei 
allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die 
Entgeltgruppe S 9 (in der bis zum 30. September 2024 geltenden Fassung) festge-
legten Vomhundertsatz: 

 
 
IV. Inkrafttreten 
1Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tre-
ten im Abschnitt I die Ziffer 1 Buchstabe a, im Abschnitt II die Ziffern 1, 2 und 3 sowie der 
Abschnitt III zum 1. Juli 2022 in Kraft. 2Ziffer 1 Buchstaben b und c im Abschnitt I sowie die 
Ziffern 4 und 5 im Abschnitt II treten zum 1. Oktober 2024 in Kraft. 
 
 
Trier, den 20. April 2023 

(LS) 
 
Dr. Stephan Ackermann 
Bischof von Trier 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
S 9  

in Euro 3.060,00 3.280,00 3.530,00 3.900,00 4.250,00 4.520,00“ 


